
Zehn Jahre Menschenrechtsausschuß — 
Versuch einer Bilanz CHRISTIAN TOMUSCHAT 

I m März 1977 trat der Ausschuß für Menschenrechte nach dem 
Internationalen Pakt über bürger l iche und politische Rechte 
(nachstehend: Pakt) in New York zu seiner konstituierenden 
Tagung zusammen. Vom 23. März bis zum 10. A p r i l 1987 hielt er 
in Genf seine 29. Tagung ab. Der zwischen diesen beiden Eckter­
minen liegende Zeitraum von zehn Jahren hat die Grundlinien 
geprägt , entlang deren sich auch künf t ig die Arbeit des Aus­
schusses bewegen w i r d . Gerade angesichts der gegenwär t igen 
Krise der Vereinten Nationen, in der man sich zu Recht um eine 
rea l i t ä t snahe , weder beschönigende noch durch Vorurteile ge­
t rüb t e Feststellung von Erfolgen und Fehlschlägen der Weltor­
ganisation bemüht , erscheint es nicht ohne Reiz, auch die Tä t ig ­
keit des Menschenrechtsausschusses einer nüch t e rnen Analyse 
zu unterziehen. Ebensowenig wie andere Tät igkei tsbere iche der 
Vereinten Nationen dürfen ihre Bemühungen um die Menschen­
rechte allein um des Namens wi l len i n den Rang einer gegen jede 
K r i t i k gefeiten Tabuzone erhoben werden. Freil ich gil t , daß es 
besondere Schwierigkeiten bereitet, sich mi t der gebotenen Ob­
jekt iv i tä t Rechenschaft über das Erreichte — oder auch Ver­
säumte — abzulegen, wei l beides nur besch ränk t i n exakten 
Meßdaten beschrieben werden kann. 
Der Pakt zäh l te bei seinem Inkrafttreten am 23. März 1976 35 
Mitgliedstaaten. Bis zur ersten Tagung des Menschenrechtsaus­
schusses war die Mitgliederzahl bereits auf 39 Staaten ange­
wachsen. Heute ist ein Bestand von 86 Mitg l ieds ländern er­
reicht. Zuletzt haben Niger (7.März 1986), Argentinien (S.Au­
gust 1986), die Philippinen (23. Oktober 1986) und der Demokra­
tische Jemen (9. Februar 1987) ihre Ratifikationsurkunden h in ­
terlegt, das heißt Staaten aus ganz unterschiedlichen Regionen 
der Dri t ten Welt. Geradezu sinnbildhaft spiegelt sich in diesen 
vier E rk l ä rungen zur Ü b e r n a h m e der Verpflichtungen aus dem 
Pakt die diesem nach wie vor innewohnende Bestimmung zur 
Universa l i tä t wider. Zwar ist i n den letzten Jahren eine deut l i ­
che Verlangsamung bei der Erweiterung des Kreises der Ver­
tragstaaten s p ü r b a r geworden, die zeitweise schon Anlaß zu ern­
ster Sorge geben mußte . Nachdem nunmehr aber die Schwelle 
von 50vH der UN-Mi tg l ieds länder deutlich über schr i t t en ist 
— selbst wenn dem Paktsystem zwei Nichtmitglieder der Ver­
einten Nationen angehören (Demokratische Volksrepublik K o ­
rea und San Marino) —, steht zu hoffen, daß die noch bestehen­
den Lücken sich a l lmähl ich auffüllen werden. I n der Tat bleibt 
bis heute I ran das einzige Land, das seine völkerrecht l iche Ver­
pflichtung aus dem Pakt offen in Frage gestellt hat. Kaum besser 
steht es mi t einem Land wie Libyen, das außer einem unzurei­
chenden ersten Bericht keine weiteren Gesten der Mitarbeit i n ­
nerhalb des internationalen Gewähr le i s tungssys tems hat erken­
nen lassen. Dennoch läßt sich wohl mi t guten G r ü n d e n feststel­
len, daß der Pakt auf dem besten Wege ist, sich definitiv als die 
Weltgrundrechtscharta der Freiheitsrechte zu konsolidieren. 

SICHERUNG DER MENSCHENRECHTE 

Bekanntlich hat der Ausschuß insbesondere die Aufgabe, Be­
richte zu prüfen, die i n regelmäßigen A b s t ä n d e n von allen Ver­
tragstaaten vorgelegt werden müssen (Art ikel40 des Paktes). 
Daneben obliegt es ihm auch, auf Grund der Fakultat ivproto­
kolls zum Pakt, dem heute nicht weniger als 38 Staaten angehö­
ren, zu Individualbeschwerden Stellung zu nehmen. Beide Tä­
tigkeitsbereiche stehen gegenwär t ig hinsichtlich des zeitlichen 
Aufwandes etwa gleichgewichtig nebeneinander. Rechtlich w i r d 
man die Ber ich tsprüfung indes an die erste Stelle rücken m ü s ­
sen, da sie sich auf jeden der Vertragstaaten erstreckt, w ä h r e n d 
der Individualbeschwerde eben nur der engere Kreis von Staa­
ten unterworfen ist, die das Fakultat ivprotokoll akzeptiert ha­

ben. Dennoch bleibt das Verfahren nach dem Fakultat ivproto­
ko l l nicht ohne Auswirkungen auf die übr igen Vertragstaaten. 
Denn die Auslegungsergebnisse, die der Ausschuß bei seiner 
Arbei t nach dem Protokoll gewonnen hat, p r ägen ganz selbst­
vers tändl ich auch sonst die rechtliche Beurteilung staatlichen 
Verhaltens — was i m übr igen die Rechtfertigung dafür liefert, 
daß auch i m Verfahren der Individualbeschwerde Mitglieder aus 
Nichtmitgliedstaaten des Protokolls mitentscheiden. W ä h r e n d 
die rechtliche Ausdeutung des Paktes i m Ber ich tsprüfungsver ­
fahren häufig verschwommen bleibt, we i l der Ausschuß als sol­
cher bislang keine Bewertung vornimmt, m u ß der Ausschuß bei 
der Abgabe seiner Ansichten nach dem Fakul tat ivprotokol l als 
organschaftliches Gremium handeln und seine Meinung — und 
nicht lediglich diejenige einzelner Mitglieder — äußern . Auf die­
se Weise kommt der En t sche idungs tä t igke i t nach dem Fakulta­
t ivprotokol l eine kaum zu übe r schä tzende zusammenführende 
Bedeutung bei. Inst i tut ionell bewahrt das Verfahren nach dem 
Fakultat ivprotokoll den Pakt davor, i n der Beliebigkeit subjek­
tiver Urteile zu verfallen und damit auf Grund unterschiedlicher 
ideologischer Ausgangspositionen wesentliche Bestandteile sei­
ner Substanz zu verlieren. 

Berichtsprüfung 

Die Ber ich t sprüfung hat höchs t unterschiedliche Kommentare 
ausgelöst . W ä h r e n d etwa die Genfer Völker rechts lehrer in K r y -
styna Marek den Erfolg des Paktes mi t der angeblichen Wi r ­
kungslosigkeit aller Durchsetzungsverfahren e rk l ä r t 1 , hat das 
Mitgl ied aus der DDR, Bernhard Graefrath, vor einer Reihe von 
Jahren seine Kollegen i m Ausschuß davor gewarnt, die Berichts­
prüfung expansiv in ein Ausforschungsverfahren umzugestal­
ten 2 . Al le in schon diese Divergenz zeigt, daß ganz offenbar vom 
grünen Tisch aus ein präzises Ur t e i l nicht abgegeben werden 
kann 3 . Die — durchaus ernst zu nehmenden — Sorgen der öst l i ­
chen Vertragstaaten machen jedenfalls deutlich, daß von einem 
bloßen Feigenblatt, das ohne alle Kosten einen Schein der men­
schenrechtlichen Legi t imi tä t vermittelt , woh l nicht die Rede 
sein kann. 
Erstaunlich gut nimmt sich bisher die Befolgungsquote i m H i n ­
bl ick auf die Vorlage der Erstberichte aus, die jeweils innerhalb 
eines Jahres nach dem Paktbeitr i t t fällig werden. Bis vor kurzem 
hielt Zaire einen traurigen Verspä tungsrekord von nicht weni ­
ger als zehn Jahren, der ein grelles Schlaglicht auf die allgemei­
ne Situation des Landes warf. Auch sonst sind Defizite feststell­
bar — unter den säumigen L ä n d e r n befindet sich erstaunlicher­
weise auch Belgien, dessen Erstbericht am 20. Ju l i 1984 fällig 
war—, die aber insgesamt nicht so sehr ins Gewicht fallen. 
Weniger positiv erscheint das B i l d bei den Nachfolgeberichten, 
die i m Einklang mi t einer auf Art.40 Abs.2 des Paktes ges tü tz ten 
Entscheidung des Ausschusses vom 22.Juli 1981 4 i n einem 
Rhythmus von jeweils fünf Jahren vorzulegen sind. Beispiels­
weise hatte sich auch die Vorlage des zweiten Berichts der Bun­
desrepublik Deutschland um fast genau zwei Jahre verzögert . 
Man kann diesen Mißs tand nicht etwa mi t einer zu eng gestaf­
felten Abfolge der Berichtspflichten erklären . Da der Pakt die 
gesamte Palette der klassischen Freiheitsrechte abdeckt, gibt es 
in der heutigen schnellebigen Zeit nach Ablauf einer fünfjähri­
gen Frist durchweg eine Fül le von wichtigen Entwicklungen 
mitzuteilen, auch was kleinere Staaten angeht. Nicht unschuldig 
an der Nichteinhaltung der Fristen durch viele Staaten ist aber 
der insgesamt viel zu sorglose Umgang mi t dem Instrument der 
Berichtsanforderung. Die Staaten sehen sich geradezu übe r ­
schü t te t mi t solchen Ersuchen von Seiten der internationalen 
Organisationen. I n der Regel fehlt es dabei an Koordinierung. Da 
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die geeigneten ministeriellen S täbe vor allem in der Dr i t ten Welt 
in der Regel personell sehr knapp bemessen sind, findet sich die 
Leistungskraft der zur Auskunft aufgerufenen Staaten meist 
überforder t . Unter dieser Lage einer permanenten Ü b e r b e a n ­
spruchung leiden dann auch diejenigen Berichtspflichten, denen 
auf Grund ihrer spezifischen vertraglichen Verankerung ein be­
sonderer Rang zukommt. 
Was die Qual i tä t der staatlichen Berichte angeht, so hat sie sich 
insgesamt sehr deutlich verbessert. Die Staaten haben aus den 
ver fügbaren guten Beispielen Nutzen gezogen und b e m ü h e n sich 
zunehmend, i m Einklang mi t den Richtlinien des Ausschusses zu 
jeder einzelnen der materiellen Rechtsgarantien des Paktes spe­
zifische Auskünf te zu erteilen. Als absolut untypisch muß etwa 
ein Bericht wie der nordkoreanische von 1983/84 5 gelten, dessen 
knappe Ausführungen ganz offensichtlich nur wenig mi t der 
Wirkl ichkei t des Landes zu tun hatten. Andererseits gi l t nach 
wie vor, daß eine gewisse Tendenz besteht, den Ausschuß vor­
nehmlich mi t Verfassungsgarantien abzuspeisen, w ä h r e n d h ä u ­
fig Stillschweigen übe r die Ausführungsgese tzgebung gewahrt 
w i r d , aus der erst der konkrete Umfang und die Tragweite eines 
Rechts sichtbar werden. Insoweit aber stehen den Ausschußmi t ­
gliedern für die A u s ü b u n g ihres Fragerechts meist Zusatzaus­
künfte zur Verfügung, die sie aus privaten Quellen beziehen. Die 
Nichtregierungsorganisationen, an ihrer Spitze Amnesty Inter­
national, haben sich als Helfer des Ausschusses bewähr t . Seine 
Mitglieder können durchweg darauf vertrauen, daß sie übe r die 
d rückends ten Mißs tände in dem zur Prüfung anstehenden Land 
informiert werden. Allerdings ist dabei stets vorausgesetzt, daß 
ü b e r h a u p t ein Bericht vorliegt. Eine Regierung könn te daher die 
Tät igkei t des Ausschusses auf recht einfache Weise dadurch 
lahmlegen, daß sie ihrer Berichtspflicht nicht nachkommt. Zu 
einer solchen bewußten Obstruktionstaktik ist es aber wohl bis­
her von Seiten der säumigen Staaten niemals gekommen. 
Die A r t und Weise der Ber ich tsprüfung hat seit einer Reihe von 
Jahren ein klares P rägemus te r gefunden. Die Prüfung der Erst­
berichte läuft wie i n der Anfangszeit nach einem eher starren 
Schema ab. Nach einer münd l i chen E in führung durch die Dele­
gation des berichtenden Staates ergreifen die Ausschußmitg l ie ­
der nacheinander das Wort und stellen Fragen, äußern Bemer­
kungen und geben auch schon einzelne Urteile ab, soweit die 
verfügbaren Erkenntnisgrundlagen eine solche Bewertung zu­
lassen. Es handelt sich mi t anderen Worten bereits i n diesem 
Stadium um recht komplexe Stellungnahmen, die leider in der 
Wiedergabe in den Jahresberichten des Ausschusses häufig auf 
das bloße Fragen reduziert werden. Die Regierungsdelegation 
antwortet sodann einen oder mehrere Tage später , wobei es ihr 
die En-bloc-Natur ihrer Einlassung ermöglicht , weniger ange­
nehme Aspekte einfach zu übergehen . Den Mitgliedern steht es 
zwar frei, auf ihre Fragen zu rückzukommen und auf einer Be­
antwortung zu bestehen, doch muß man wohl insgesamt feststel­
len, daß diese >erste Runde< eher den Charakter eines zweifachen 
Monologes t räg t . 

Fruchtbar erscheint i m Vergleich das Modell, das für die P r ü ­
fung der Zweitberichte entwickelt worden ist 6 . Eine vor der 
jeweiligen Tagung zusammentretende Arbeitsgruppe entwirft 
zunächs t einen Fragenkatalog, der vor allem berücks icht igen 
soll, welche Punkte angesichts der dem Ausschuß in den beiden 
schriftlichen Berichten sowie i n der ersten Befragungsrunde er­
teilten Auskünf te noch aufk lärungsbedürf t ig sind. M i t anderen 
Worten, der Fragenkatalog w ü r d e seiner idealtypischen Gestalt 
nach ausgesprochen länderspezif isch gehalten sein und u n m i ß ­
vers tändl ich die Problembereiche umreißen , wo nach erstem 
Anschein staatliche Praxis und rechtliche Verpflichtungen aus 
dem Pakt auseinanderfallen. Damit w ü r d e der Fragebogen als 
jedenfalls ansatzweise Bewertung eines Berichts beziehungs­
weise der dahinter stehenden Fakten durch den Ausschuß als 
institutionelle Einheit erscheinen — ein Ergebnis, demgegen­
über die öst l ichen Mitglieder des Ausschusses ein deutliches 
Mißbehagen an den Tag gelegt haben. Wie dem auch sei: Es läßt 
sich nicht leugnen, daß ein Fragebogen um so nütz l icher ist, je 

konkreter er auf die besonderen Verhäl tn isse eines Landes abge­
stellt ist. 
Nach der Bi l l igung durch das Plenum w i r d der Fragebogen vor 
der eigentlichen Verhandlung an die diplomatische Vertretung 
des betroffenen Landes übermi t te l t , so daß die Regierungsdele­
gation entsprechende Vorbereitungen treffen kann. In der Ver­
handlung werden dann die einzelnen Punkte nacheinander auf­
gerufen. Der Stoff w i r d also abschnittsweise behandelt. Nach 
den Zusa tzaus führungen der Regierungsdelegation können die 
Mitglieder des Ausschusses weitere Fragen stellen; i m Idealfalle 
antwortet die Delegation sofort, was die Mitglieder nicht h i n ­
dert, weitere e rgänzende Fragen zu stellen, bis ihrer Auffassung 
nach die Sach- und Rechtslage i n ausreichender Weise geklär t 
worden ist. Se lbs tvers tändl ich kann eine Regierungsdelegation 
nicht auf diesen Verfahrensablauf verpflichtet werden. Als 
Grundprämis se des Verfahrens vor dem Ausschuß gi l t nach wie 
vor, daß eine Erscheinenspflicht vom Pakt nicht angeordnet ist. 
Demzufolge steht es einer Delegation auch frei, die ihrer Auffas­
sung nach für sie günst igs te A r t der Beantwortung der Fragen zu 
wählen . So hat die Sowjetunion i m Jahre 1984 darauf Wert 
gelegt, erst am Schluß i n einem S tück ihre Stellungnahme abzu­
geben 7. Wenig spä te r ließ sich aber schon die Ukraine auf das 
vom Ausschuß vorgeschlagene Verfahren ein 8 . Inzwischen hat 
sich auch die neue Methode sehr weitgehend durchgesetzt. Es ist 
nicht zu übersehen, daß sie sehr hohe Anforderungen an die 
anwesenden Regierungsvertreter stellt. Nur ein hochqualifizier­
ter Jurist ist i n der Lage, übe r die ganze Breite des Paktes hinweg 
ohne jede Vorbereitungszeit genaue und richtige Auskünf te zu 
einer Fül le der verschiedenartigsten Fragen zu geben. Manche 
Antworten lassen sich nicht aus dem Ärmel schütteln; mi t sorg­
losen Erk l ä rungen ist dem Ausschuß auch nicht gedient. Trotz 
dieser E insch ränkungen läßt sich festhalten, daß die unmi t te l ­
bare Abfolge von Frage, Antwor t und Gegenfrage die Chance für 
einen echten Dialog bietet und es ermöglicht , bestimmte Proble­
me nicht nur aufzuwerfen, sondern die betreffende Regierungs­
delegation i n einen Einlassungszwang zu bringen. Damit ist 
dann das Endziel des Prüfungsverfahrens erreicht: Die Regie­
rungen sollen Rechenschaft übe r ihr Verhalten angesichts der 
ihnen obliegenden Paktverpflichtungen ablegen. 
Wie Art.40 Abs.4 des Paktes r icht ig auszulegen ist, ist bis heute 
nicht endgül t ig geklär t worden 8 3 . Der Ausschuß hat jedenfalls 
einstweilen darauf verzichtet, als institutionelle Einheit die Be­
richte der Staaten zu bewerten. Stattdessen hat es sich seit der 
Prüfung des zweiten Berichts der DDR i m Juli 1984 e ingebür ­
gert, daß die Mitglieder des Ausschusses jeweils für sich eine 
(subjektive) Endbeurteilung abgeben9. Diese Sch lußbewer tun ­
gen zeigen ihrerseits ein aufschlußreiches Gesamtbild des Aus­
schusses. Nicht nur in intellektueller Hinsicht stellt ein sogleich 
i m Anschluß an die Verhandlung abgegebenes Ur te i l hohe A n ­
forderungen. Auch persönl icher Mut und Unabhäng igke i t k ö n ­
nen sich als notwendig erweisen, wenn ein Land auch vor dem 
Ausschuß durch den Ton seiner E r k l ä r u n g seine ganze politische 
Macht i n die Waagschale wir f t . Dennoch haben solche persön l i ­
chen Stellungnahmen der Mitglieder ein scharfkantigeres Profi l , 
als es jemals eine von allen oder zumindest einer breiten Mehr­
heit getragene Verlautbarung haben könn te . Trotz der Zersplit­
terung der Voten kann es i m Einzelfall dahin kommen, daß viele 
der Mitglieder aus den unterschiedlichsten Weltregionen die 
gleichen Besorgnisse äußern . Eine solche Para l l e l i t ä t der Wer­
tungen kann ihren Eindruck nicht verfehlen. 

'Allgemeine Bemerkungen 

Es ist i n dieser Zeitschrift bereits f rüher berichtet worden 1 0 , daß 
aus dem Streit übe r die richtige Auslegung des Art.40 Abs.4 des 
Paktes übe r den Abschluß der Ber ich tsprüfung die sogenannten 
Allgemeinen Bemerkungen (General Comments) hervorgegan­
gen sind, die querschnittsweise Bemerkungen zu allgemeinen 
Problemen der Vertragsauslegung und -durchführung enthal­
ten. Der Ausschuß hat insoweit eine reichhaltige Tät igkei t ent­
faltet. Zah lenmäß ig die erste Stelle nehmen kommentierende 
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Aussagen zu Inhalt und Tragweite einzelner Paktart ikel ein 
(Art. 1, 3, 4, 6, 7, 9, 10, 14, 19). Daneben stehen Äußerungen zu 
den allgemeinen Regeln, die einen systematischen Zugang zu 
dem Vertragswerk eröffnen; hervorgehoben sei i n diesem Z u ­
sammenhang die Stellungnahme des Ausschusses zur Rechts­
stellung der Aus länder nach dem Pakt 1 1 . Schließl ich umfassen 
die Allgemeinen Bemerkungen auch solche zur Durch führung 
des Paktes i m innerstaatlichen Raum sowie zum Verfahren der 
Ber ichtsprüfung, hinsichtlich dessen der Menschenrechtsaus­
schuß etwa den Wunsch nach einem möglichst kompetenten 
Dialogpartner aus dem jeweils betroffenen Staat zum Ausdruck 
gebracht hat. 
Ihren bisherigen H ö h e p u n k t haben die Allgemeinen Bemerkun­
gen in der Stellungnahme zum Problem der Atomwaffen 1 2 er­
reicht, das der Ausschuß unter dem Aspekt des Rechts auf Leben 
behandelt hat. Es heißt i n dem zentralen Abschnitt dieses Doku­
ments, daß »die Herstellung, die Erprobung, der Besitz, die Auf­
stellung und der Einsatz von Nuklearwaffen verboten und als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit anerkannt werden sollten« 
(»should«). Sogleich nach ihrer Veröffentl ichung wurden diese 
Äußerungen zum Gegenstand lebhafter diplomatischer A k t i v i ­
tä ten . Von einer ganzen Reihe westlicher Staaten wurde an­
schließend in der Generalversammlung dem Ausschuß die K o m ­
petenz bestritten, sich auf ein Feld zu begeben, dessen Schwer­
gewicht unzweifelhaft im Bereich von Sicherheit und Abrüs tung 
l iegt 1 3 . I m Rechtssinne vermag diese K r i t i k indes nicht vo l l zu 
überzeugen. Wenn der Ausschuß Art.6 des Paktes dahin auslegt, 
daß er nicht nur ein Abwehrrecht gegen staatliche Eingriffe ent­
häl t , sondern gleichzeitig dazu verpflichtet, angemessene 
S c h u t z m a ß n a h m e n für das menschliche Leben zu treffen, so 
folgt er damit nur — i m Einklang mi t dem Wortlaut der Vor­
schrift — einer Tendenz, die sowohl in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 1 4 wie auch in derjenigen der Euro­
pä ischen Menschenrechtsschutzorgane 1 5 geradezu selbstver­
s tändl ich geworden ist. Allerdings stellt sich die Frage, bis zu 
welchem Punkt die Konstruktion solcher Schutzpflichten vor­
angetrieben werden kann und wo demzufolge die spezifisch 
rechtliche Argumentation endet, ehe sie i n eine politisch be­
stimmte Zweckmäßigke i t se rwägung ausmünde t . Insofern fällt 
ins Gewicht, daß der Ausschuß eine deutliche Z u r ü c k h a l t u n g 

gezeigt hat. I m Einklang mi t der vorherrschenden Rechtsansicht 
geht er davon aus, daß nach geltendem Recht Verbote, wie er sie 
fordert, noch nicht bestehen, und bes tä t ig t damit eher den gege­
benen Rechtszustand, als daß er ihn in Frage stellt. Nicht zu 
leugnen ist andererseits, daß ein deutliches Unwertur te i l übe r 
Atomwaffen gesprochen w i r d , was ganz offenbar auch der Sinn 
und Zweck des Unternehmens war. 
Läßt man einmal die umstrittene Atomwaffen-Stellungnahme 
beiseite, so stellen sich auch i m übr igen ernsthafte Probleme vor 
allem i m Hinbl ick auf die E r l äu t e rungen zu Inhalt und Tragwei­
te der Paktartikel. So nütz l ich es sein mag, wenn die i m Pakt 
verkörper te Substanz durch die In t e rp re t a t i onsbemühungen des 
Ausschusses verdeutlicht w i rd , so wenig ist doch auch die Ge­
fahr zu übersehen , daß der Ausschuß sich vorschnell auf eine 
bestimmte Sinnvariante festlegt, ohne dafür durch den Erfah­
rungshintergrund eines konkreten Einzelfalles abgesichert zu 
sein. Manche Kommentierungen, wie diejenigen zu A r t . l 
(Selbstbestimmungsrecht) 1 6 und Art.19 (Meinungsfreiheit) 1 7 , 
sind überd ies außerordent l i ch inhaltsarm ausgefallen und k ö n n ­
ten eher zu der Vermutung Anlaß geben, daß der Ausschuß A b ­
striche am Sinngehalt der Vorschrift selbst vornehmen wolle. Es 
hat sich schließlich auch gezeigt, daß in bezug auf politisch heik­
le Paktbestimmungen eine Einigung ü b e r h a u p t nicht herbeige­
führt werden kann. So m u ß t e n die Versuche, Allgemeine Bemer­
kungen auch zu Art.27 (Minderheitenschutz) zu formulieren, 
wegen u n ü b e r b r ü c k b a r e r Meinungsdivergenzen wieder aufge­
geben werden. Insgesamt d räng t sich die Feststellung auf, daß 
die Arbei t an den Allgemeinen Bemerkungen vorläufig einen 
Endpunkt erreicht hat, der wohl nicht leicht übe r schr i t t en wer­
den kann. Die eigentliche Aufgabe des Ausschusses, näml ich die 
Prüfung von Berichten sowie von Beschwerden, w i r d durch die­
sen Stillstand keinen nennenswerten Schaden erleiden. 

Individualbeschwerden 

Das Individualbeschwerdeverfahren nach dem Fakultat ivproto­
ko l l zum Pakt hat sich in den letzten zehn Jahren verhe ißungs­
vol l entwickel t 1 8 . Dieses Ur te i l gi l t i n erster Linie für das Fakul-
tat ivprotokoll selbst, dem sich bis heute nicht weniger als 38 
Staaten angeschlossen haben. Zwar liegt die Zahl weit unter der 
Gesamtzahl der Mitgliedstaaten des Paktes selbst, aber es er-

Auf eine neue weltweite Strategie 
zur Drogenbekämpfung hat sich 
die internationale Gemeinschaft 
im Rahmen der vom 17. bis zum 
26. Juni in Wien abgehaltenen In­
ternationalen Konferenz über 
Suchtstoffmißbrauch und illega­
len Drogenhandel geeinigt (vgl. 
S.173L dieser Ausgabe). Ein um­
fassendes Multidisziplinäres Ak­
tionsprogramm enthält in Form 
eines Handbuchs 410 Einzelvor­
schläge für die Drogenpolitik auf 
globaler, regionaler und nationa­
ler Ebene. Kaum ein Land kann 
heute behaupten, von Drogen­
problemen gänzlich frei zu sein; 
Erzeuger-, Transit- und Verbrau­
cherländer haben sich in Wien zur 
gemeinschaftlichen Verantwor­
tung für die Beseitigung der ille­
galen Produktion, des Handels 
und des Mißbrauchs bekannt. — 
Der internationale Drogenhandel 
ist heute nicht mehr nur auf die 
natürlichen Rauschgifte be­
schränkt, deren Herkunftsgebiete 
nebenstehende Karte ausweist. 
Zahlreiche synthetische Drogen 
sind hinzugekommen, die in ille­
galen Laboratorien in aller Welt 
produziert werden. 
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scheint doch bemerkenswert, daß eine so be t räch t l i che Anzahl 
von Regierungen nicht davor zurückgeschreckt ist, eine interna­
tionale Kontrolle übe r die gesamte Breite des Staatshandelns i m 
Geltungsspektrum des Paktes zu akzeptieren. Keineswegs haben 
i m übr igen allein westliche Regierungen diesen mutigen Schrit t 
getan. Sie stellen mi t 13 L ä n d e r n noch nicht einmal den größten 
Ante i l an den Mitgliedstaaten des Protokolls, das bisher den 
s tä rks ten Widerhall bei der lateinamerikanischen Staatengrup­
pe gefunden hat (16). Allerdings folgt Afr ika (9) erst i n weitem 
Abstand, und Asien hat sich bisher völlig abweisend gezeigt. 
Dennoch w i r d man diese Situation als einen klaren Erfolg be­
zeichnen dürfen. Abschätz ige Kommentare, daß >nur< etwas 
mehr als 30 Staaten sich dem Fakultat ivprotokoll unterworfen 
hä t t en , verkennen, welch ein weitreichender Schritt weg von 
dem normalerweise (vor allem i n der Dr i t ten Welt) hochgehalte­
nen Bilde u n u m s c h r ä n k t e r staatlicher Souverän i t ä t mi t der Be­
reitschaft zur Hinnahme einer internationalen Kontrolle auf 
Anstoß der eigenen S taa t sangehör igen getan w i r d . 
Weniger befriedigend ist nach wie vor die verhä l tn i smäßig ge­
ringe Inanspruchnahme des Fakultativprotokolls durch die 
Rechtsuchenden. Bis heute sind dem Ausschuß innerhalb eines 
Zeitraumes von wenig mehr als zehn Jahren nur rund 240 I n d i ­
vidualbeschwerden zugegangen (Stand: 31.Juli 1987). Aus einer 
ganzen Reihe von Vertragstaaten liegt bisher keine einzige oder 
doch nur eine verschwindend geringe Anzahl von Beschwerden 
vor (Nicaragua: eine), obwohl die Kette der in vielerlei Berichten 
aus privater Quelle beklagten Menschenrechtsverletzungen i n 
manchen dieser L ä n d e r nicht abreißt . Die G r ü n d e für diese 
schwache Resonanz des Fakultativprotokolls lassen sich nach 
wie vor nicht leicht erkennen. Nichtwissen mag an erster Stelle 
stehen, und es t r i f f t auch zu, daß i n manchen L ä n d e r n der Ver­
such, ein internationales Gremium zum Schutz gegen die eigene 
Regierung anzurufen, gleichsam als A k t der Insubordination 
empfunden w ü r d e und daß demgemäß der Bürger ernsthaft mi t 
Sanktionen wegen eines derart staatsfeindlichen Verhaltens 
rechnen m ü ß t e 1 9 . Wahrscheinlich aber reichen diese E r k l ä r u n ­
gen für sich allein nicht aus. Man w i r d wohl auch in Anschlag zu 
bringen haben, daß das Verfahren nach dem Fakultat ivprotokoll 
nicht mi t einer verbindlichen Entscheidung abschließt , was sei­
nen Wert für den Rechtsuchenden erheblich mindert. Jedenfalls 
w ä r e zu wünschen , daß es dem Ausschuß durch eine entschiede­
ne und wohlabgewogene Rechtsprechungspraxis gelingen möge, 

sich fest i m Bewußtse in der Weltöffentl ichkeit zu verankern. Je 
mehr sein rechtliches wie politisches Gewicht zunimmt, um so 
schwerer m u ß es auf der anderen Seite einer Regierung fallen, 
die zu einem Fal l geäußer ten Ansichten des Ausschusses beisei­
tezuschieben. Freil ich darf man sich auch insoweit keinen I l l u ­
sionen hingeben. Wenn es nicht einmal dem Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen in einer ernsten Spannungslage wie dem 
Krieg zwischen I rak und Iran gelingt, bei den Streitparteien mi t 
seinen verbindlichen Entscheidungen Gehör zu finden, so w i r d 
man den Ansichten des Ausschusses in ähn l ichen Turbulenzen 
kaum größere Durchsetzungschancen beimessen können . Das 
Paradox liegt auf der Hand: Das Fakul tat ivprotokol l besitzt um 
so größere Effektivität , je besser ohnehin die Menschenrechte in 
dem betreffenden Land gesichert sind. Dennoch h in te r läß t jede 
>Verurteilung< durch den Ausschuß ihre Spuren. So trugen die 
vielen Entscheidungen, mi t denen schwere Verletzungen der 
Menschenrechte von Seiten der uruguayischen Behörden festge­
stellt wurden, dazu bei, die Legi t imi tä t der Mil i tä rherrschaf t 
auszuhöhlen , und bildeten somit einen der Mosaiksteine, die den 
Weg zum Sturz der Dik ta tur und zur Wiederherstellung demo­
kratischer Verhäl tn isse ebneten. Kein Land kann es sich außen­
politisch wie innenpolitisch auf Dauer leisten, mi t einer befleck­
ten Weste dazustehen. 
Trotz ihrer tiefen menschlichen Tragik warfen viele der Fälle aus 
der Anfangszeit des Menschenrechtsausschusses, vor allem die 
zahlreichen Uruguay-Fä l l e , i n rechtlicher Hinsicht keine 
schwerwiegenden Zweifelsfragen auf, wenn man einmal von den 
Verfahrensproblemen absieht. Wil lkür l iche Verhaftungen, 
Mängel des Strafverfahrens, Haft ohne Außenkon tak te (incomu-
nicado) sowie Mißhand lungen w ä h r e n d der Haftzeit erlaubten 
eindeutige rechtliche Feststellungen, die an die Auslegungs­
kunst keine gesteigerten Anforderungen stellten. In den letzten 
Jahren, vor allem seit der Umkehr der Verhäl tnisse in Uruguay, 
hat sich das B i l d gewandelt. Mehr und mehr muß der Menschen­
rech tsausschuß i n Randbereichen den Sinn der Vorschriften 
ermitteln, ohne einfach nach der naiven Devise handeln zu 
können, bei klarer Rechtslage bedürfe es der Interpretation 
nicht. 
Fast unvermeidlich stellt sich bei solchen Gelegenheiten die 
Grundsatzfrage, ob die Auslegungspraxis jenen kühnen Schnei­
sen folgen sollte, die wes teuropä ische und amerikanische Ver­
fassungsgerichte wie auch der Europä i sche Menschenrechtsge-

Luftschmutz: Woher - wohin? 
Beispiel: Schwefelablagerungen 1984in 1000 Tonnen 

Dänemark 10 

Luftverschmutzung kennt keine 
Grenzen. Was aus westdeutschen 
Schornsteinen aufsteigt, geht 
— berücksichtigt man die gesamte 
(hier nur auszugsweise dargestell­
te) Schmutzbilanz — nur zu weni­
ger als der Hälfte wieder auf west­
deutschem Boden nieder. Der grö­
ßere Teil macht sich mit Wind und 
Wolken auf die Reise in alle Him­
melsrichtungen. Am meisten 
Schwefel aus Verbrennungsanla­
gen der Bundesrepublik Deutsch­
land lagert sich bei unseren näch­
sten Nachbarn ab. Wieviel dort 
herunterregnet, hängt natürlich 
auch von der im jeweiligen Jahr 
vorherrschenden Wind- und Wet­
terlage ab. Aber Frankreich, die 
DDR, die Niederlande, Polen, die 
Tschechoslowakei und Belgien be­
kommen in jedem Fall das meiste 
von unserem Schwefel-Export. 
Natürlich importiert auch die 
Bundesrepublik unfreiwillig den 
Luftschmutz ihrer Nachbarn, aber 
insgesamt doch nicht ganz soviel, 
wie sie selbst exportiert. Haupt­
lieferant ist meist die DDR. Sie ge­
hört mit Polen, Italien und Eng­
land zu den größten Luftver-
schmutzern Europas. — Siehe 
auch Victor Umbricht, Grenz­
überschreitende Umweltstörun­
gen und Völkerrecht, VN 1/1987 
S. 19 ff. 
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richtshof geschlagen haben, oder ob die Interpretation eher ver­
suchen sollte, das teleologisch-dynamische Element gegenüber 
einer etwas schlichteren, s t ä rke r am Wortlaut ansetzenden Deu­
tung zurückzuste l len . Der Menschenrech tsausschuß hat seine 
Rechtsprechung bisher — zu Recht — jeweils am Einzelproblem 
ausgerichtet und die innerhalb seines Mitgliederkreises aufge­
tretenen Meinungsdivergenzen nicht zu einer prinzipiellen Aus­
einandersetzung zwischen Verfechtern einer >ausgreifenden< und 
einer >engeren< Auslegung dogmatisiert. Trotz des Verzichts auf 
ein solches Theoriegebäude läßt sich aber vor allem in der Ent­
scheidungspraxis der beiden letzten Jahre ein gewisser Gegensatz 
zwischen zwei derart unterschiedlichen Tendenzen ausmachen. 
Zurückha l tung präg t insbesondere die Aussage, daß der Pakt j u ­
ristischen Personen keine Rechte verleihe 2 0, daß das Kriegs­
dienstverweigerungsrecht als solches von ihm nicht gewährleistet 
werde 2 1 und daß er das Streikrecht nicht s chü tze 2 2 . 
Zwei jüngere Entscheidungen hingegen dehnen die sachliche 
Tragweite der Paktgarantien bis zu ihren äußers ten Grenzen 
aus. Zur Garantie eines »billigen« Gerichtsverfahrens, wie sie in 
Art.14 Abs . l Satz 2 niedergelegt ist, hat der Ausschuß in der 
Entscheidung Y.L . gegen Kanada festgestellt, sie knüpfe an die 
»Natur« des in Frage stehenden Rechtes an 2 3 . I m konkreten 
Streitfall ging es um einen geltend gemachten Pensionsanspruch 
eines f rüheren Armeeangehör igen , also ein Rechtsverhäl tn is i m 
S taa t -Bürger -Verhä l tn i s . Indem der Menschenrech tsausschuß 
hier mehrheitlich die Anwendbarkeit des A r t . 14 Abs . l bejaht 
hat, hat er sich auf die Spuren des Europä i schen Menschen­
rechtsgerichtshofs begeben, der von diesem Ansatz aus Schritt 
um Schritt die Rechtsweggarantie hat ausweiten müssen, unter 
erheblicher E r schü t t e rung b e w ä h r t e r nationaler Schutzsyste­
me, die nicht mi t derselben Ausschl ießl ichkei t auf die Person des 
Richters f ixier t waren 2 4 . Es ist eine offene Frage, ob vor allem die 
Lände r der Dr i t ten Welt i n der Lage sind, einem weitgespannten 
Jus t izgewähr le i s tungsanspruch , der sich auf Ansprüche gegen 
die öffentliche Gewalt erstreckt, soweit der eigentliche Streitge­
genstand eine >zivilrechtliche< Natur besitzt, zu genügen. Ä h n ­
l ich dynamische Züge weisen die i m A p r i l dieses Jahres ent­
schiedenen hol ländischen Sozia lvers icherungsfä l le 2 5 auf, i n de­
nen jeweils eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts 
gerügt worden war. Zur Debatte stand hier, i n welchem Sinne 
die Gleichheits- und Nichtdiskriminierungsklausel des Art.26 
des Paktes auszulegen ist. In seinen Ar t . 2 Abs . l und 3 bekennt 
sich der Pakt jeweils zu einem akzessorischen Gleichheitssatz, 
der also jeweils nur in Verbindung mi t einer sonstigen materiel­
len Rechtsgewähr le i s tung zur Anwendung kommt. Ob Art.26 
dieses System durchbricht, war übe r Jahre hinweg s t re i t ig 2 6 . Die 
Vorschrift könn te sinnvoll dahin ausgelegt werden, daß sie zwar 
keine Gleichheitsanforderungen i m Hinbl ick auf das materielle 
Recht stellt, daß sie aber ohne Rücks icht auf die Sachmaterie 
eine Garantie für eine gle ichhei tsgemäße Anwendung der gel­
tenden Rechtsvorschriften en thä l t und insoweit übe r den üb l i ­
chen Anwendungsbereich der Paktrechte hinausreicht. Der Aus­
schuß hat nun aber Art.26 als eine allgemeine Gleichheitsregel 
ausgelegt, die wie etwa Art .3 Abs . l des Grundgesetzes in jedem 
staatlichen Handlungsbereich beachtet werden muß. Falls der 
Ausschuß nicht die Möglichkei t findet, diese Rechtsaussage wie­
derum kasuistisch um ein S tück zurückzunehmen , müßte er sich 
künft ig etwa auch mi t Fragen des Arbeitsrechts, des Steuer- und 
des Erbrechts auseinandersetzen. Derartige Vorstöße könn ten 
aber allenfalls zu Scheinerfolgen führen. Der Ausschuß ist ange­
sichts der dem Verfahren nach dem Fakultat ivprotokoll anhaf­
tenden Beschränkungen kaum in der Lage, komplexe Fragen der 
Lohn- oder Rentengleichheit zwischen Mann und Frau ange­
messen zu bewäl t igen. Überdies w ü r d e er mi t solchen Übergrif­
fen auf das Geltungsfeld des Parallelpakts übe r wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte von seinem eigentlichen Schwer­
punkt, der Sicherung der politischen und bürger l ichen Frei­
heitsrechte, abgelenkt. Man darf aber durchaus hoffen, daß der 
Ausschuß in der Lage sein w i rd , aus solchen Schwierigkeiten 
heraus einen Weg pragmatischer Vernunft zu finden. 

Wie ernst die meisten Regierungen die Stellungnahmen des Aus­
schusses nehmen, zeigt auch die Entwicklung des vorläufigen 
Rechtsschutzes nach dem Fakultat ivprotokoll . Nach Art.86 sei­
ner Verfahrensordnung kann der Ausschuß einem Vertragstaat 
mitteilen, daß zur Vermeidung nicht wiedergutzumachenden 
Schadens einstweilen die Ergreifung oder Unterlassung be­
stimmter M a ß n a h m e n e rwünsch t sei. Eine solche Bitte kann 
ebensowenig Verbindlichkeit beanspruchen, wie sie dem ab­
schl ießenden Verfahrensergebnis zukommt. Angerufen von To­
deskandidaten, die auf ihre Hinr ichtung warteten, hat der Aus­
schuß jüngs t i n einer Reihe von Fäl len den betroffenen Staat um 
Aufschub der Hinr ichtung ersucht, wozu dieser sich auch bereit 
e rk lä r t hat. Eine derartige Geste der Se lbs tbeschränkung w ä r e 
undenkbar, wenn nicht der Ausschuß bei den Vertragstaaten ein 
gehöriges Maß an Vertrauenskapital besitzen w ü r d e . 
Nach wie vor bleibt allerdings eine s p ü r b a r e Lücke offen. E in 
Verfahren, das dazu dienen könnte , die Stellungnahmen des 
Ausschusses durchzusetzen oder zumindest Informationen übe r 
die Reaktion des betreffenden Vertragstaates i m Einzelfall zu 
sammeln, ist bisher nicht entstanden. Gewiß kann es i m eigent­
lichen Sinne kein Vollstreckungsverfahren geben, da eben der 
Ausschuß übe r die Begründe the i t einer Beschwerde nicht mi t 
verbindlicher Wirkung entscheidet. Aber die Staaten müssen 
ohne weiteres als verpflichtet angesehen werden, die Ansichten 
des Ausschusses zur Kenntnis zu nehmen und sich nach Treu 
und Glauben mi t ihnen auseinanderzusetzen, dabei be rücks ich­
tigend, daß der Ausschuß angesichts seiner weltweiten Zusam­
mensetzung wie auch seiner breiten Erfahrung mi t dem Pakt das 
(einzige) Gremium ist, dessen Äußerungen eine gewisse Vermu­
tung der inhaltl ichen Richtigkeit für sich beanspruchen können . 
Gelegentlich ist zwar dem Ausschuß von dem betroffenen Ver­
tragstaat spontan übe r die getroffenen Abhi l femaßnahmen be­
richtet worden 2 7 . Wünschenswer t w ä r e aber eine feste Ins t i tu­
tionalisierung. Da der Pakt mitsamt dem Fakultat ivprotokoll 
ein K i n d der Generalversammlung der Vereinten Nationen ist, 
sollte es auch die Generalversammlung auf sich nehmen, regel­
mäßig bei jeder Jahrestagung die einer Vertragsverletzung ge­
ziehenen Staaten zu befragen, i n welcher Weise sie sich auf die 
Feststellungen des Menschenrechtsausschusses eingelassen ha­
ben. E in solches Verfahren könn te einen gewichtigen Beitrag zur 
Effektivierung des Fakultativprotokolls leisten. 

Z U S A M M E N S E T Z U N G DES GREMIUMS 

Wie jedes andere Gremium, dem die Aufgabe der Menschen­
rechtssicherung übe r t r agen ist, steht und fällt der Ausschuß mi t 
seiner Zusammensetzung. Die Mitglieder können sich nicht etwa 
auf ein Sekretariat verlassen, das ihnen zu allen auftretenden 
Problemen bereits vorgefertigte (Alternativ-)Antworten anlie­
fern w ü r d e . Vor allem die Ber ich tsprüfung verlangt ein höchs t ­
persönl iches Engagement. S t ä r k e r ist die Rolle des Sekretariats 
i m Verfahren nach dem Fakultat ivprotokoll ausgeprägt , wo dem 
Ausschuß vielfach En t sche idungsen twür fe vorgelegt werden. 
Das Prinzip der angemessenen geographischen Verteilung und 
der Vertretung der unterschiedlichen Zivilisationsformen und 
Rechtssysteme (Art.31 Abs.2 des Paktes) hat sich bewähr t . Gera­
de die breite geographische Streuung ermögl icht es, daß jede 
Weltregion den Ausschuß als auch ihre eigene Angelegenheit 
betrachten und ihn mittragen kann. Als erfreulich darf man es 
auch bezeichnen, daß die ausschließl ich männ l i che Vorherr­
schaft der ersten Jahre gebrochen worden ist. I m Jahre 1984 trat 
die Kanadierin Gisele Cöte -Harper i n den Ausschuß ein. Ihre 
Nachfolgerin wurde i m Jahre 1985 die angesehene britische Völ­
kerrechtslehrerin Rosalyn Higgins, die heute zusammen mi t der 
Französ in Christine Chanet das weibliche Kontingent bildet. 
Die Mitgliedstaaten des Paktes unterliegen bei der Auswahl der 
Mitglieder einem nicht leicht zu bestehenden G l a u b w ü r d i g ­
keitstest. Sie müssen i m Interesse des i m Pakt ve rkörper ten 
Menschenrechtsgedankens darauf verzichten, Kandidaten zu 
benennen oder zu un te r s tü tzen , deren Mitgliedschaft wegen an-
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derweitiger beruflicher Inanspruchnahme nur eine symbolische 
Qual i tä t haben könnte . Die Arbeit i m Ausschuß verlangt einen 
erheblichen zeitlichen Aufwand, der sich regelmäßig auf zehn 
Wochen i m Jahr beläuft . Niemand kann zwar jeden einzelnen 
Sitzungstag wahrnehmen. Strukturelle, s tändige Abwesenhei­
ten führen aber zu einer nachhaltigen Schwächung des Aus­
schusses, der mi t einer wesentlich unter seinen Sollbestand fa l ­
lenden Mitgliederzahl nicht mehr dem Anspruch gerecht w i r d , 
die kulturelle Vielfalt der Welt i n sich widerzuspiegeln. 
I n Art.38 des Paktes werden die Mitglieder auf Unparteil ichkeit 
und Gewissenhaftigkeit verpflichtet. Nicht alle Mitglieder be­
finden sich in der glückl ichen Lage, daß ihre Heimatregierung, 
von der sie vorgeschlagen worden sind, diese Kernbestimmung 
e inschränkungs los respektiert. Dennoch sei einem früheren M i t ­
glied die Feststellung gestattet, daß jeder sich nach besten Kräf­
ten bemüht , dem Gebot des Paktes entsprechend zu handeln. 
Leider hat ein i n der Tat recht unglückl icher Ausrutscher vor 
allem i n der Bundesrepublik Deutschland verheerende psycho­
logische Auswirkungen gehabt. Bei der E rö r t e rung des Bonner 
Berichts w ä h r e n d der F rüh jah r s t agung des Ausschusses i m ver­
gangenen Jahr (New York, 24 .März bis 11. A p r i l 1986) stellte 
eines der Ausschußmitg l ieder eine Verbindung zwischen der 
angeblichen Laxheit der Bundesregierung bei der Bekämpfung 
neonazistischer Umtriebe und der Ermordnung des schwedi­
schen Minis te rpräs iden ten Olof Palme her 2 8 . Es ist selbstver­
s tändl ich, daß die damit manifestierte Neigung, unfundierte 
Gerüch te in einen konkreten Schuldvorwurf umzumünzen , 
Zweifel an der Unvoreingenommenheit des derart Urteilenden 
erwecken muß. 

DIE F I N A N Z E N 

Die Finanzkrise 2 9 hat den Menschenrechtsbereich innerhalb der 
Vereinten Nationen schwer getroffen. Die Entscheidung etwa, 
den Posten des Leiters des Genfer Büros der Vereinten Nationen 
mi t demjenigen des Direktors des Menschenrechtszentrums zu­
sammenzulegen, kann nur als höchs t unglückl ich bezeichnet 
werden. Niemand ist i n der Lage, die Verantwortung für die 
vielfält igen Tät igkei ten, die unter dem Dach des Menschen­
rechtszentrums zusammengefaßt sind, gleichsam mi t der l inken 
Hand wahrzunehmen. Al le in schon aus G r ü n d e n der Symbolik 
müßte den Vereinten Nationen daran gelegen sein, den falschen 
Eindruck zu vermeiden, als betrachteten sie die Fö rde rung und 
den Schutz der Menschenrechte entgegen den Festlegungen der 
Charta als eine lediglich untergeordnete Aufgabe. 
Unter den E i n s p a r u n g s m a ß n a h m e n der Weltorganisation hat 
auch der Menschenrech tsausschuß gelitten. Wegen der M i t t e l ­
knappheit mußte er sich i m Jahre 1986 bereit finden, auf eine 
seiner drei jähr l ichen Tagungen zu verzichten. So fiel die 
Herbsttagung 1986 aus. Was die Aufgabe der Ber ich tsprüfung 
angeht, so mag eine einmalige Unterbrechung des Tagungs­
rhythmus keinen nachhaltigen Schaden bewirken. Anders steht 
es mi t dem Verfahren nach dem Fakultat ivprotokoll . Ind iv idu­
albeschwerden bedürfen einer zügigen Behandlung, wenn sie 
nicht ü b e r h a u p t ihren Sinn verlieren sollen. Ohnehin bildet die 
häufig lange Verfahrensdauer eines der Hauptprobleme des 
Rechtsweges zum Menschenrechtsausschuß . Intervalle von bis 
zu acht Monaten zwischen einzelnen Sitzungsperioden, w ä h r e n d 
deren keine Entscheidungen ergehen können, auch keine sol­
chen verfahrensleitender Natur, müssen dem Rechtsuchenden 
den Eindruck vermitteln, daß sein Anliegen ü b e r h a u p t nicht 
ernstgenommen w i r d . Erfreulicherweise ist für 1987 die Herbst­
tagung in das offizielle Tagungsprogramm aufgenommen 
worden. Es w i r d aber von der aktuellen Kassenlage der Verein­
ten Nationen in jenem Zeitpunkt abhängen , ob der Ausschuß 
auch ta t sächl ich zusammentreten kann. 
Auch sonst macht die Finanzkrise dem Ausschuß zu schaffen. Es 
ist nicht gewährle is te t , daß die Publikation seiner erst für die 
Jahre 1977/78 vorliegenden J a h r b ü c h e r fortgesetzt w i r d . Seine 
Personalausstattung hat bis heute einen Mindestbestand von 
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drei Personen (einen Ausschußsekre tä r sowie zwei Kräfte für 
das Fakultativprotokoll) nicht überschr i t t en . Aus den Kreisen 
der öst l ichen Mitglieder sind Meinungen dahin geäußer t wor­
den, angesichts der finanziellen Engpässe könne sich der Aus­
schuß die sehr intensive Ber ichtsprüfung, deren Modal i tä ten 
vorstehend geschildert worden sind, einfach nicht mehr leisten. 
Al len solchen Restriktionsversuchen sollte nicht nur der Aus­
schuß selbst energisch entgegentreten, auch die Mitgliedstaaten 
des Paktes sollten sich in der Generalversammlung i m gleichen 
Sinne äußern . 

W Ü R D I G U N G 

Insgesamt kann man wohl eine Gesamtbilanz aufmachen, die 
mi t einem A k t i v u m abschließt . Der Ausschuß ist innerhalb des 
UN-Systems das Gremium mi t der umfassendsten Z u s t ä n d i g ­
keit für die Ü b e r w a c h u n g der menschenrechtlichen Praxis der 
Staaten, wenn man von den politischen Gremien Menschen­
rechtskommission und Generalversammlung absieht, bei denen 
aber das Schwergewicht auf der rechtschöpfer ischen Tät igkei t 
liegt. Der Ausschuß ve rkörper t sichtbar die kostbare Errungen­
schaft des neueren Völkerrechts , daß das Verhalten der Staaten 
i m Hinbl ick auf die Menschenrechte heute nicht mehr in den 
internen Kompetenzbereich gehört , sondern zu einer Angelegen­
heit von internationalem Belang aufgestiegen ist. Es liegt ande­
rerseits auf der Hand, daß allein die institutionelle Bedeutung 
nicht ausreicht, um dem Ausschuß, einem Gremium von 18 E i n ­
zelpersonen, auch in der politischen Auseinandersetzung das der 
normativen Bestimmung entsprechende ta t sächl iche Gewicht zu 
verleihen. Der Ausschuß bleibt insoweit auf die Un te r s tü t zung 
der Staaten, der an der F ö r d e r u n g des Menschenrechtsgedan­
kens interessierten privaten Kreise wie auch schließlich der Me­
dien angewiesen. Es sind diese Dr i t t en als Meinungs t räger und 
Entscheidungszentren, die durch ihr Engagement sicherstellen 
können, daß sich die Arbeit des Ausschusses nicht letzten Endes 
in Worten erschöpft, die reaktionslos in den Konferenzsälen von 
Genf und New York verhallen. 
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Anzeichen für eine neuerliche Anerkennung der Vereinten Nationen 
Bericht des Generalsekretärs über die Arbeit der Organisation an die 42. Generalversammlung 

Inmitten fortdauernder regionaler Zerwürfnisse und wirtschaftlicher 
und sozialer Notstände hat es im vergangenen Jahr Anlässe gegeben, 
bei denen sich unter den Nationen eine größere Solidarität bei der 
Auseinandersetzung mit schwerwiegenden Problemen von globaler 
Tragweite im multilateralen Rahmen der Vereinten Nationen abzeich­
nete. Diese Entwicklung blieb zwar begrenzt und bruchstückhaft, sie 
könnte jedoch weitreichende Bedeutung erlangen, da sie meines Er­
achtens ihren Ursprung in dem hat, was ich als einen sich vergrößern­
den Gemeinschaftlichkeitsfaktor in den internationalen Beziehungen 
bezeichnen möchte. Ich meine damit das allgemein akzeptierte Anlie­
gen, bestimmten lebenswichtigen globalen Herausforderungen erfolg­
reich zu begegnen, was auch einschließt, die Voraussetzungen für eine 
tragfähige wirtschaftliche Entwicklung zu schaffen, eine gastliche 
globale Umwelt zu erhalten, die gröbsten Verstöße gegen die Men­
schenrechte zu beseitigen, vor Landesgrenzen nicht haltmachende Be­
drohungen für die Gesundheit der Gesellschaft und des einzelnen aus­
zuräumen und letztlich vor allem den nuklearen Untergang zu verhin­
dern. Länder der unterschiedlichsten politischen Ausrichtungen und 
Wirtschaftsordnungen haben damit begonnen, die Probleme einer in-
terdependenten Welt mit neuem Pragmatismus anzugehen, wobei sie 
sich der Gefahren der Tatenlosigkeit bewußt sind. Dies kann eine viel­
versprechende Ausgangsbasis für eine umfassendere multilaterale Zu­
sammenarbeit und für eine größere Effektivität der Vereinten Natio­
nen sein. Es ist, als ob mitten auf gefährlicher See ein leichter, aber 
günstiger Wind die Segel des kleinen Bootes, in dem alle Menschen 
dieser Erde sitzen, erneut strafft. 
Die Vereinten Nationen haben bei der Herbeiführung eines Konsenses 
in globalen Fragen eine wichtige katalysierende Wirkung ausgeübt, 
und sie selbst sind, so meine ich, gleichzeitig Gegenstand größerer 
Übereinstimmung als bei meinem letzten Bericht an die Generalver­
sammlung. Sie kämpfen noch immer mit einer Finanzkrise, die sehr 
schädliche Ausmaße angenommen hat. Und dennoch steht man heute 
deutlich stärker zu den Vereinten Nationen, was teilweise auf die Ein­
sicht zurückzuführen ist, daß sich die Organisation ernsthaft in Gefahr 
befand, aber, wie mir scheint, noch viel mehr darauf, daß sich die 
internationale Situation politisch, wirtschaftlich und sozial so verän­
dert hat, daß über jeden Zweifel hinaus deutlich wurde, wie sehr die 
Vereinten Nationen und andere multilaterale Organisationen ge­
braucht werden und welchen einzigartigen Wert sie darstellen. 
Die letzten Monate schienen vcn der Finanzkrise und den Verwal­
tungsreformen völlig beherrscht zu sein. Es ist unter den Umständen 
meiner Meinung nach besonders wichtig anzuerkennen, welche innere 
Stärke die Vereinten Nationen damit bewiesen haben, daß sie die 
Nationen bei der Verfolgung gemeinsamer Ziele an einen Tisch zusam­
mengebracht haben, wobei diese Ziele von der Beendigung des Krieges 
zwischen Irak und Iran über den Schutz der Umwelt bis hin zur 
Bekämpfung des Drogenmißbrauchs reichen. Aus dieser Erkenntnis 
heraus dürfte man zukünftig verstärkt für die Vereinten Nationen ein­
treten und ihnen die größere Unterstützung zuteil werden lassen, die 
sie benötigen, um die positive Tendenz, die sich in der Auseinander­
setzung mit bestimmten Problemen abzeichnet, auf ein noch breiteres 
Spektrum von Fragen zu übertragen, von deren Lösung die Schaffung 
einer friedlichen Welt abhängt. 
Wenn ich hier bestimmte positive Entwicklungen der letzten Monate 
herausgreife, möchte ich damit keineswegs die höchst unbefriedigen­
den Zustände in der Welt oder die Größenordnung der Aufgaben 
unterschätzen, die noch vor uns liegen. Selbst wenn die günstigen 
Windverhältnisse des vergangenen Jahres weiter anhalten, wird unser 
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Schiff >Erde< einen geschickten Steuermann und die Hilfe engagierter 
Ruderer brauchen, um die vielen Untiefen zu umschiffen und im näch­
sten Jahrhundert einen sicheren Hafen zu erreichen. Die Ereignisse der 
vergangenen Monate haben gezeigt, daß dies machbar ist — daß die 
Nationen, wie auch früher schon, zusammenarbeiten können, wenn sie 
sich großen Herausforderungen gegenübersehen. Es wird dadurch 
meines Erachtens zu einer vollständigeren Verwirklichung der Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen kommen und letztlich zu 
einer neuen Chance für den Frieden. 

I 

Die internationale Sicherheitslage ist im letzten Jahr alles andere als 
statisch gewesen. Wenn auch größere Konflikte immer noch andauern 
und die Waffen weder mengenmäßig noch hinsichtlich ihrer tödlichen 
Wirkung bislang reduziert worden sind, so sind doch Initiativen ergrif­
fen und Verhandlungen vorangebracht worden und ist der Sicher­
heitsrat in einer Art und Weise tätig geworden, die an sich schon eine 
vielversprechende Neuerung darstellt. Meinem Gefühl nach setzt sich 
immer mehr die Erkenntnis durch, daß die regionalen Konflikte der 
Gegenwart, ganz abgesehen von dem Leid, das sie unweigerlich ver­
ursachen, für die internationale Gemeinschaft insgesamt unannehm­
bare Risiken mit sich bringen und daß die Zahl der derzeit dislozierten 
Kernwaffen unter jedwedem Gesichtspunkt ungerechtfertigt ist. 
Der Krieg zwischen Irak und Iran, der eine Bedrohung für die gesamte 
Region darstellt und noch weitere Kreise zu ziehen droht, dauert nun 
schon fast acht blutige Jahre. Im vergangenen Jahr haben sich bei 
diesen bereits lange anhaltenden Feindseligkeiten Anzeichen einer 
gefährlichen Eskalation und Ausweitung bemerkbar gemacht, die auf 
die dringende Notwendigkeit erneuter Anstrengungen seitens der Ver­
einten Nationen zur Beendigung dieses Blutvergießens hindeuteten. 
Im Januar habe ich den Sicherheitsrat dazu aufgerufen, nach Möglich­
keit auf Außenministerebene Konsultationen über Maßnahmen zur 
Einstellung des Krieges zu führen, nachdem ich den Parteien bereits 
1985 acht Punkte vorgeschlagen hatte, die ihnen als Grundlage dienen 
könnten, um den Feindseligkeiten Einhalt zu gebieten und den Weg 
zum Frieden freizumachen. Der Rat handelte mit Entschiedenheit und 
verabschiedete einstimmig eine Resolution, in der er den sofortigen 
Vollzug der bereits zu einem früheren Zeitpunkt geforderten Feuerein­
stellung anordnete und Maßnahmen festlegte, die die beiden Länder 
ergreifen sollten, um eine Friedensgrundlage zu schaffen. Die fünf 
Ständigen Mitglieder waren die treibende Kraft hinter diesem Tätig­
werden des Rates und nahmen die Verantwortlichkeit wahr, aus der 
sich ihre Sonderstellung ableitet. Die Resolution des Sicherheitsrats 
ist ein unmißverständlicher Beweis für den aufrichtigen Wunsch der 
internationalen Gemeinschaft, diesem Zerwürfnis ein Ende zu berei­
ten. Sie enthält in sorgfältig aufbereiteter Form die Grundlagen für 
eine Lösung, die den berechtigten Anliegen beider kriegführender Par­
teien Rechnung trägt. In dieser Resolution wird mir ein klarer Auftrag 
erteilt, dem ich zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts in seinen 
vielfältigen Dimensionen dadurch nachzukommen versuche, daß ich 
mit den beiden Regierungen intensive Gespräche führe. Dies wird 
mich nun nach Irak und Iran führen. In Anbetracht der Kooperations­
bereitschaft der Beteiligten müssen wir jetzt auf eine baldige umfas­
sende Regelung hoffen, die dem Gebot der Gerechtigkeit und der Ehre 
Genüge tut. 
Zu Jahresbeginn habe ich mich ganz besonders dafür eingesetzt, daß 
die Einberufung einer internationalen Friedenskonferenz über den 
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